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Ziel (Initiative und Gegenvorschlag) 

Ausschaffung krimineller Ausländer. 
 

Wichtigste Änderungen 

• Die InitiativeInitiativeInitiativeInitiative führt explizit eine Liste 
der Verbrechen ein, die eine Aus-
schaffung zur Folge hätten. 

- Ein Einreiseverbot von mindestens 
fünf Jahren wird zwingend für alle 
ausgeschafften Ausländer verhängt. 

• Der GegenvorschlagGegenvorschlagGegenvorschlagGegenvorschlag will Ausländer 
ausweisen, die  zu mindestens 1 Jahr 
Freiheitsstrafe verurteilt worden sind.  

- Ein  Integrationsartikel schafft die 
Grundlage für künftige Integrations-
vereinbarungen mit Ausländern. 

Argumente für die Initiative 

• Die Initiative schafft Klarheit, indem 
sie die Verbrechen klar auflistet 

• Sozialwerke werden gestärkt  

• Die innere Sicherheit wird verbessert 
 

Argumente für den Gegenvorschlag 

• Völkerrechtskonformes Gesetz 

• Ausweitung des Straftatkatalogs 

• Die Grundsätze der Bundesverfassung 
werden im Integrationsartikel verankert 

 

Argumente dagegen 

• Keine echte Auseinandersetzung mit 
den Ursachen der Kriminalität 

• Illegale Wiedereinreise möglich 

• Diskriminierung von Bagatelldelikten 
 

Positionen 

InitiativeInitiativeInitiativeInitiative    

Ein „Ja“ empfehlen: SVP 

Ein „Nein“ empfehlen: Bundesrat und 
Parlament, BDP, FDP, CVP, SP, Grüne 

GegenvorschlagGegenvorschlagGegenvorschlagGegenvorschlag    

Ein „Ja“ empfehlen: Bundesrat und 
Parlement, FDP, CVP, BDP 

Ein „Nein“ empfehlen: SVP, SP, Grüne 

Zusammenfassung 

 
 

 
 

Ausschaffungsinitiative 
 

Die Ausschaffung ist das letzte Mittel 
eines Staates, um gefährliche, die Si-
cherheit des Landes gefährdende oder 
schwer kriminelle ausländische Staats-
bürger des Landes zu verweisen. Dies 
sehen die Initianten als zu wenig stich-
haltig an und verlangen deshalb per Ini-
tiative eine genauere Ausformulierung 
der Tatbestände, die zu einer Ausschaf-
fung führen sollen. Das Parlament hat 
dazu einen Gegenvorschlag ausgearbei-
tet, der die Tatbestände erweitert und 
zusätzlich einen Integrationsartikel in 
der Bundesverfassung verankern soll. 
Das Schweizer Volk kann nun über die 
Initiative und über den Gegenvorschlag 
abstimmen. 

Ausgangslage 

Eine Ausweisung wird bis heute zur 
Wahrung der inneren oder äusseren 
Sicherheit der Schweiz durch das Fed-
pol (Bundesamt für Polizei) durchge-
führt. Den Ausländern wird dazu eine 
angemessene Frist angesetzt.  

Wenn die betroffene Person erheblich 
oder wiederholt gegen die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung verstossen hat 
oder die innere oder die äussere Si-
cherheit gefährdet, ist die Ausweisung 
sofort vollstreckbar. 

Die Ausweisung wird mit einem befris-
teten oder unbefristeten Einreiseverbot 
verbunden.  

Was wird geändert? 

Der eigentliche Vollzug der Ausweisung 
ist die Ausschaffung. Diese wird durch 
das Ausländergesetz geregelt und 
durch die Initiative nicht berührt. Es 
handelt sich bei der Initiative und beim 
Gegenvorschlag also um eine Änderung 
im Sinne der Ausweisung.  

 
 

Initiative 

Mit einer Annahme der Initiative verlie-
ren Ausländer das Aufenthaltsrecht so-
wie alle Rechtsansprüche auf Aufent-
halt in der Schweiz, wenn sie eines der 
folgenden Delikte begehen: vorsätzliche 
Tötung, Vergewaltigung oder ein ande-
res schweres Sexualdelikt, Raub, Men-
schenhandel, Drogenhandel oder Ein-
bruch. Die Täter müssen vom Gericht 
aufgrund dieser Delikte verurteilt wor-
den sein – eine Anklage alleine reicht 
nicht aus. Ebenso führt der miss-
bräuchliche Bezug von Leistungen der 
Sozialversicherungen oder der Sozialhil-
fe zu einem Verlust des Aufenthalts-
rechts. 

Wenn ein Ausländer aufgrund eines 
dieser Delikte verurteilt worden ist, wird 
er aus der Schweiz ausgeschafft und 
mit einem Einreiseverbot von 5-15 Jah-
ren belegt. Im Wiederholungsfall dauert 
das Verbot 20 Jahre. Personen, die 
das Einreiseverbot missachten und ille-
gal in die Schweiz einreisen, machen 
sich strafbar. 

Gegenvorschlag 

Bei Annahme des Gegenvorschlags 
wird die Verfassung erstens um einen 
Integrationsartikel ergänzt. Dieser for-
dert von den Ausländern, dass sie die 
Grundwerte der Bundesverfassung und 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
respektieren, den Willen zu eigenver-
antwortlicher Lebensführung sowie 
Verständigung mit der Gesellschaft. 

Die föderalistische (Bund, Kanton, Ge-
meinde) Integration soll günstige Rah-
menbedingungen für das wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Leben schaf-
fen, die es den Ausländern ermöglicht, 
chancengleich am Leben teilzunehmen.  

Zweitens wird festgehalten, wann Aus-
länder aus der Schweiz ausgewiesen  
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werden sollen. Zusätzlich zu den Geset-
zesverstössen der Initiative verlangt der 
Gegenvorschlag die Ausweisung auch 
bei: Geiselnahme, Verstoss gegen das 
Betäubungsmittelgesetz oder andere 
Straftaten, die eine Mindeststrafe von 
einem Jahr Freiheitsstrafe vorsehen 
(rechtskräftig verurteilt).  

Im Gegensatz zur Initiative sieht der 
Gegenvorschlag eine Ausweisung nicht 
nur bei Missbrauch von Sozialversiche-
rungen und Sozialhilfe vor, sondern  
auch bei Missbrauch von öffentlich-
rechtlichen Abgaben oder Betrug. Im 
Gegensatz zur Initiative erfolgt eine 
Ausweisung nur, wenn eine Verurtei-
lung von mindestens 18 Monaten vor-
liegt. 

Weiter wird jeder Ausländer ausgewie-
sen, wenn er für eine Freiheitsstrafe 
von mindestens zwei Jahren oder meh-
rere Freiheits- oder Geldstrafen von 
insgesamt mindestens 720 Tagen in-
nert 10 Jahren verurteilt wird. 

Der Gegenentwurf erwähnt ausdrück-
lich, dass bei der Ausweisung und dem 
Entzug der Aufenthaltsbewilligung die 
Grundrechte und Grundprinzipien der 
Bundesverfassung und des Völker-
rechts zu beachten sind. Insbesondere 
ist der Grundsatz der Verhältnismässig-
keit zu beachten. Der Gegenentwurf 
enthält kein Einreiseverbot. 

Auswirkungen 

Gemäss dem Bundesamt für Migration 
werden derzeit jährlich 400 Ausländer 
ausgewiesen. Mit der Annahme der Ini-
tiative stiege diese Zahl gemäss Initia-
tivkomitee voraussichtlich auf 1500 an. 
Das Bundesamt für Migration geht hin-
gegen von 1400 aus. Beim Gegenvor-
schlag gäbe es einen Anstieg auf 800 
Ausschaffungen pro Jahr.  

Argumente der Befürworter der 
Initiative 

Die Befürworter der Initiative argumen-
tieren, dass die Initiative Klarheit schaf-
fe. Denn die Tatbestände, die zu einer 
Ausschaffung führen, seien klar aufge-
listet.  

Des Weiteren würden durch die Initiati-
ve gezielt kriminelle Ausländer bestraft. 
Rechtschaffende Ausländer seien in 
keiner Art und Weise davon betroffen. 

Ausserdem führe sie zur noch besseren 
Integration der integrationswilligen und 
rechtschaffenden Ausländer, weil man 
sich weniger mit den kriminellen be-
schäftigen müsse. 

Zudem würden die Schweizer Sozial-
werke gestärkt werden, da Sozialbetrü-
ger von den Bezügen ausgeschlossen 
würden. 

Weiter argumentieren sie, der Gegen-
vorschlag sei zu schwammig. Die For-
mulierung „Grundprinzipien des Völker-
rechts“ sei zu wenig aussagekräftig. Sie 
befürchten, dass damit gerechtfertigte 
Ausschaffungen letztlich verhindert 
würden.  

Der Vorteil der Initiative gegenüber dem 
Gegenvorschlag liege zudem darin, 
dass beim Strafmass nicht Richter via 
Ermessen über eine Ausschaffung ent-
scheiden können, sondern das began-
gene Verbrechen den Grund für die 
Ausschaffung darstellt. 

Argumente der Befürworter des 
Gegenvorschlags 

Gemäss den Befürwortern sei die Stär-
ke des Gegenvorschlags, dass er die 
Anliegen der Initiative aufnehme und 
gleichzeitig das Völkerrecht respektiere. 
Zudem berücksichtige er die Verhält-
nismässigkeit.  

Die Befürworter des Gegenvorschlags 
bemängeln an der Initiative, dass sie 
gegen Grundprinzipien des Völkerrechts 
verstosse. Die Schweiz hat sich ver-
pflichtet, das Non-Refoulement-Prinzip 
anzuwenden. Dieses besagt, dass man 
Ausländer nicht in ihr Heimatland aus-
schaffen darf, wenn ihnen dort Folter 
oder Tod droht. Gemäss den Befürwor-
tern des Gegenvorschlages würde die 
Initiative dieses Prinzip verletzen. Der 
Gegenvorschlag hingegen würde aus-
drücklich dem zwingenden Völkerrecht 
Vorrang geben.  

Die Ausweitung des Katalogs der 
Straftaten hat zudem neue Delikte 
erfasst. Weil nicht nur die Tat, sondern 

auch das Strafmass massgebend sind, 
könne dem Einzelfall besser gerecht 
werden. 

Der Integrationsartikel sei nach Anga-
ben der Befürworter ein echter Mehr-
wert, da ein solcher bis heute gar nicht 
existierte. Eine zukünftige Integrations-
vereinbarung mit Ausländern hätte so-
mit eine rechtliche Grundlage. 

Argumente der Gegner beider 
Vorlagen 

Gegner aus dem linken Lager vermis-
sen eine echte Auseinandersetzung mit 
der Problematik der Ausländer der 
3./4. Generation. Werden solche Per-
sonen ausgeschafft, würde diesen ein 
echter Bezug zum „Heimatland“ fehlen.  

Eine weitere Kritik ist, dass mit dem 
Gegenvorschlag keine Lösung des 
Problems der Ausländerkriminalität er-
reicht werde, sondern nur auf Repressi-
on gesetzt werde. Die grundlegende 
Frage, wieso die Ausländer kriminell 
werden und wie man dies verhindern 
kann, werde nicht beantwortet.  

Ein weiterer Nachteil sei die Einseitig-
keit und Unverhältnismässigkeit des 
Straftat-Katalogs. Ungleich schwere 
Delikte wie Einbruch und Mord hätten 
durch die Initiative die gleiche Folge, 
nämlich die Ausschaffung.  

Schliesslich bestehe keine Garantie da-
für, dass die Schweiz durch die Initiative 
sicherer würde. Ausgewiesene Perso-
nen könnten in ihren Heimatländern 
womöglich sofort wieder freikommen 
und illegal in die Schweiz einreisen. 
Dies würde die Sicherheit mehr gefähr-
den als ein in der Schweiz eingesperrter 
Krimineller. 

Zu guter Letzt ist die Anwendung des 
neuen Rechts auf EU-Bürger durch die 
bilateralen Abkommen eingeschränkt. 
Diese stellen auf den Begriff der 
„Schutz der öffentlichen Ordnung“ ab, 
der beispielsweise beim Sozialhilfemiss-
brauch nicht gegeben wäre.  
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